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gebe und dass alle Länder an diesem Thema arbeiteten. Die Exper-

tise der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft zeige zudem, dass der

Föderalismus zu einem positiven Wettbewerb zwischen den Bun-

desländern beitrage.

Landauf, landab widmeten Zeitungen der bildungsökonomischen

Expertise ausführliche Berichte und Kommentare. Beispiele:

„Bildungsstudie: Sachsen am besten“ titelt die Frankfurter Allgemei-

ne Zeitung und schreibt weiter: „Die größten Fortschritte hätten

die Bundesländer bei der Anzahl der Schüler mit Fremdsprachen-

unterricht und bei der internationalen Ausrichtung der Hochschulen

erzielt. … Zu den größten Schwächen gehörten die weiter zurück-

gegangene Ausbildung von Ingenieuren an deutschen Hochschulen

und die Stagnation der Ganztagsbetreuung in vielen Bundesländern

auf niedrigem Niveau. Gerade in den technischen und naturwissen-

schaftlichen Fächern fehlten Lehrer, die für ein Ingenieurstudium be-

geistern könnten.“

„Sachsen und Baden-Württemberg bieten aus ökonomischer Sicht

die beste Bildung in Deutschland“ schrieb die Süddeutsche Zeitung,

„dicht gefolgt von Thüringen und Bayern.“ Weiter hieß es in dem Be-

richt: „Zum vierten Mal haben Forscher … die Bildungssysteme

der Bundesländer verglichen, und diesmal bietet die Studie fast nur

Sieger. Selbst Bremen, das lange Zeit als Sorgenkind des deutschen

Bildungssystems galt, bescheinigt die Studie erstaunlichen Reform-

eifer.“

„Berlin wird besser – langsam“ gestand der Tagesspiegel der Bundes-

hauptstadt zu und schrieb weiter: „Berlins Bildungssystem ist wieder

etwas besser geworden. Allerdings hat es sich im Vergleich zu den

anderen Bundesländern im vergangenen Jahr langsamer entwickelt.“

„Bildungsbumerang“ titelte die Münchner Abendzeitung. Artikel-

Zitat: „Ein Dämpfer für den Musterknaben: Das Institut der deut-

schen Wirtschaft in Köln hat Bayern bei der Ingenieurs-Ausbildung

ein schlechtes Zeugnis ausgestellt. … Hier zeigt sich also mal wieder

der einst noch von Stoiber selbst geschnitzte bildungspolitische Bu-

merang: Man kann halt nicht einerseits Spitzenkräfte einfordern,

damit man in Wahlkampfzeiten stolz durch die blank polierten Hal-

len bayerischer Hightech-Firmen schreiten kann und gleichzeitig

am Zukunfts-Rohstoff für erfolgreiche Unternehmen sparen, den

Schülern nämlich.“

„Zeugnisausgabe in den Sommerferien“ kommentieren die Stuttgar-

ter Nachrichten, allerdings „nicht für die Schüler, sondern für die

Landesregierung. Das Ergebnis fällt so aus, wie man es sich als Ver-

antwortlicher für die Kultuspolitik kaum schöner ausmalen könnte:

Platz zwei im Bundesvergleich, besser als Bayern, nur knapp hinter

Sachsen. Ein Zeugnis zum Zungeschnalzen. Kultusminister Hel-

mut Rau findet es ausgezeichnet.“ 

Die linksalternative tageszeitung schreibt: „Der … Bildungsmoni-

tor im Auftrag der arbeitgebernahen Initiative Neue Soziale Markt-

wirtschaft bezeichnet die schulische und vorschulische Ganztagsbe-

treuung als deutlich ausbaufähig.“

Mehr über den INSM-Bildungsmonitor der INSM und weitere Bil-

dungsthemen der Initiative finden Sie unter anderem hier:

http://www.insm-tagebuch.de/index.php?s=Bildungsmonitor 

INSM-WiWo-Städteranking: 

Sonne im Süden, 
Sonnenaufgang in Sachsen 
Köln/Berlin. – Bayerns Hauptstadt ist beim absoluten Niveau von

Wohlstand und Wirtschaftskraft unangefochten Spitze unter den

Großstädten in Deutschland. Das bestätigte erneut das am 5. Sep-

tember im Berliner Haus der Bundespressekonferenz vorgestellte Städ-

teranking von INSM und WirtschaftsWoche. Aber im Osten gibt

es einen neuen Star: Dresden ist Dynamiksieger dieses zum fünften

Mal durchgeführten Rankings der 50 größten Städte in Deutschland.

Die Analyse von 104 ökonomischen und standortrelevanten In-
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dikatoren ergab: Keine Stadt hat sich in den vergangenen fünf Jah-

ren so gut entwickelt wie Elbflorenz. Aus Dynamik- und Niveau-

ranking wurde ein Gesamtranking zusammengestellt. Durch seine

hervorragende Dynamik hat es Dresden geschafft, hier unter die ge-

samtdeutschen Top Ten der Großstädte zu gelangen. 

Im Osten geht mancherorts die Sonne auf,

so die aktuelle von Wissenschaftlern der

IW Consult GmbH erstellte Expertise: Vor

allem Dresden und Leipzig verzeichnen

hohe Wachstumsraten – mit positiven Aus-

wirkungen auf den Arbeitsmarkt. Auch in

Chemnitz stieg der Wohlstand stark.

WiWo-Vizechefredakteur Michael Inacker

begründete diesen Positivtrend Ost bei der

Pressekonferenz wie folgt: „Ostdeutsche

Städte profitieren überwiegend von einer

gelungenen Mischung aus attraktiven Arbeitskosten und hohen 

Investitionsquoten.“

INSM-Geschäftsführer Max A. Höfer wies bei der Pressekonferenz

auf ein weiteres wichtiges Teilergebnis der Studie hin: Alle Top-10-

Städte im Dynamik-Ranking weisen bei allen Bildungsindikatoren

deutlich bessere Werte als die Städte auf den hinteren Rängen auf.

Das Städteranking 2008 belege also empirisch, was Angela Merkel

jüngst formulierte: „Bildung ist der Einstieg in den Aufstieg.“ 

Alle Ergebnisse des fünften wi-

senschaftlichen Städterankings

von INSM und der Wirt-

schaftsWoche finden Sie auf

http://www.insm-staedteran-

king.de. 

Pressestimmen zum INSM-WiWo-Städteranking:

Großstadtvergleich löste nachhaltige
Debatte über Standortverbesserung aus
Köln/Bonn/Berlin. – Nach einem Bericht des Bonner General-An-

zeigers Mitte Oktober hat die Bonner Stadtverwaltung in einem Pres-

segespräch ausführlich Stellung zu den Ergebnissen des INSM-WiWo-

Städterankings genommen. Bonn hatte sich gegenüber der im Jahr

2007 durchgeführten Untersuchung um fünf Plätze auf Rang 11 ver-

schlechtert. Dies hatten die Oppositionsparteien im Stadtparlament,

FDP und Grüne, kritisiert. Oberbürgermeisterin Bärbel Dieckmann

betonte, dass es dennoch „viele Punkte in der Untersuchung“ gebe,

„auf die wir stolz sein können“. Zu einem Bonner Schwachpunkt,

den die INSM-Expertise offengelegt hatte, äußerte sich die Stadt-

verwaltung ausführlich: 2008 bewerteten in einer für alle Städte durch-

geführten Umfrage 56,9 Prozent der Unternehmer Bonn als wirt-

02/08 WWW.INSM.DE

INSM-WiWo-Städteranking 2008: 
Die Top Ten im Gesamtranking
Diese Rangliste ist zusammengesetzt aus den Ergeb-
nissen beim absoluten Niveau und der Performance bei
der Wirtschaftsdynamik.
1 München
2 Münster
3 Frankfurt
4 Karlsruhe
5 Düsseldorf 
6 Stuttgart
7 Mannheim
8 Wiesbaden
9 Dresden

10 Braunschweig

INSM-WiWo-Städteranking 2008: 
Die Top Ten beim Niveau
Dieses Ranking vergleicht den Ist-Zustand.

1 München
2 Frankfurt
3 Stuttgart
4 Düsseldorf
5 Karlsruhe
6 Wiesbaden
7 Münster
8 Mainz 
9 Hamburg 

10 Nürnberg 

INSM-WiWo-Städteranking 2008: 
Die Top Ten bei der Wirtschaftsdynamik
Dieses Ranking vergleicht, wie sich die Wirtschafts-,
Wohlstands-, Arbeitsmarktindikatoren in der Zeit von
2002 bis 2007 (überwiegend) entwickelt haben.
1 Dresden
2 Leipzig
3 Saarbrücken
4 Münster
5 Mannheim
6 Braunschweig
7 Karlsruhe
8 Kassel 
9 Osnabrück

10 Chemnitz 

Auf einer Pressekonferenz stellten WiWo-Vize Michael Inacker, INSM-Geschäfts-
führer Max A. Höfer und Studienleiter Karl Lichtblau das Städteranking vor. 

Die WirtschaftsWoche be-
richtete auf mehreren Seiten
über das Städteranking.

http://www.insm.de
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schaftsfreundlich. Bundesdurchschnitt

sind 62,7 Prozent Positivantworten.

Bonn erreichte in dieser Disziplin nur

Platz 41. „Bei näherem Hinsehen“, so

die Stadtverwaltung dem GA-Bericht

zufolge, „habe sich die Kritik meist auf

die Genehmigungspraxis bezogen.“ Die

Stadt Bonn räumte in dem Pressege-

spräch ein, dass man „hohe Maßstäbe

für Neugründungen“ setze. Man sei un-

terdessen auf der anderen Seite auf dem

Weg zur „One-Stop-Agency“, einer Stel-

le, wo Gründer sämtliche Anliegen bei einem Ansprechpartner erle-

digen können.

„Warum ist Dresden die dynamischste Stadt Deutschlands?“, fragt

die SUPER ILLU am 18. September den Studienleiter Dr. Karl Licht-

blau. Antwort: „Den Ausschlag gaben die gute Sozialstruktur, die star-

ke Arbeitsmarktentwicklung und der steigende Wohlstand.“ Im Ver-

gleich zu den weniger erfolgreichen deutschen Großstädten falle in

der Elb-Metropole der große Anteil von Beschäftigten mit hoher Qua-

lifikation auf. Jeder Fünfte habe dort einen Hoch- oder Fachschul-

abschluss. Im Gegensatz zu anderen Städten freue sich Dresden auch

über überdurchschnittlichen Zuwachs an Einwohnern. Stärker leg-

ten nur München und Mainz zu.

Bundesweit hatten Zeitungen das Städteranking gleich nach Erschei-

nen ausführlich gewürdigt. Einige Beispiele aus der umfassenden

Resonanz auf die INSM-Expertise:

BILD machte die Tatsache, dass die Bundeshauptstadt Berlin Schluss-

licht in der Gesamtrangliste ist, zum Thema und verknüpfte die

Schlagzeile „Berlin schlechteste Wirtschafts-Stadt Deutschlands“

mit der Frage an den Berliner Wirtschaftssenator: „Warum, Senator

Wolf?“

„München hat es in einer weiteren Studie auf den Spitzenplatz ge-

schafft“, schrieb die Süddeutsche Zeitung. „Beim Niveau liegt Mün-

chen auf Platz eins, ebenso in einer kombinierten Tabelle der bei-

den Größen. Bei der Entwicklung liegt die Stadt allerdings nur auf

Platz elf – in dieser Tabelle liegen die ostdeutschen Städte Dresden

und Leipzig vorn.“

„Frankfurt ist einer aktuellen Rangliste zufolge eine der drei wirtschaft-

lich erfolgreichsten Städte Deutschlands“, schrieb die Frankfurter

Rundschau zur INSM-Großstadtstudie und weiter: „Frankfurt punk-

tete vor allem mit vergleichsweise hoher Kaufkraft sowie beim The-

ma Standortqualität, bei dem beispielsweise Gewerbesteuersätze,

Arbeitskosten, Mieten und die Qualität der Kommunalverwaltung

berücksichtigt wurden. Weniger gut wurde unter anderem die Lage

auf dem Arbeitsmarkt beurteilt: Dabei reichte es für die Bankenme-

tropole nur für Platz 18.“

Die Rheinische Post sah aufgrund des guten Abschneidens Düssel-

dorfs im INSM-Großstadtranking schon die 600.000-Einwohner-

Marke fallen. Die Stadt belege in mehreren Studien zur Lebensqua-

lität Spitzenplätze. „Die neue Studie der Initiative Neue Soziale Markt-

wirtschaft (INSM) führt Düsseldorf auf Platz 5. Viele ökonomi-

sche, soziale, arbeitsmarkttechnische und demografische Daten un-

termauern die von Experten anerkannte Studie.“ Wer irgendwo in

der Welt richtig gut leben wolle, solle nach Düsseldorf ziehen, fol-

gert die Zeitung.

Die tageszeitung konzentrierte sich auf das Abschneiden Berlins

und titelte: „Wieder mal Letzter.“ Und weiter: „Als Berliner Schwä-

chen charakterisiert die Untersuchung unter anderem, dass 2007 nur

45,7 Prozent der Einwohner zwischen 15 und 65 Jahren erwerbstä-

tig waren (Durchschnitt der untersuchten Städte: 54,7 Pozent), dass

der Anteil der ALG-II-Empfänger bei 13,4 Prozent lag (8,8 Pro-

zent) und dass die Arbeitslosenquote mit 17,9 Prozent ebenfalls weit

über dem Durchschnitt von 12,8 Prozent lag.“

„Im Wettstreit der bundesdeutschen Großstädte kann sich Hanno-

ver offenbar sehr gut behaupten. Dies belegt die Rangfolge der Ini-

tiative Neue soziale Marktwirtschaft (INSM), die Niedersachsens Lan-

deshauptstadt auf Rang 15 von 50 Kommunen gesetzt hat“, kom-

02/08 WWW.INSM.DE

Bonns OB Bärbel Dieckmann
stellte sich in einem Pressege-
spräch kritischen Punkten aus
dem Städteranking der INSM. 

Viele Tageszeitungen griffen das Städteranking auf.

http://www.insm.de
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mentierte die Hannoversche Allgemeine die INSM-Städte-Studie.

Schmerzhaft für die Landeshauptstadt sei die Untersuchung im Be-

reich Dynamik. Hier habe Hannover im vergangenen Jahr auf Platz

10 gelegen, dieses Jahr sei es nur Platz 17.

Mehr Presseresonanzen auf das INSM-WiWo-Städteranking finden

Sie hier: http://www.insm-tagebuch.de/2008/09/08/unzahlige-re-

gionale-und-uberregionale-zeitungen-haben-uber-das-insm-stadt-

eranking-berichtet-hier-eine-kleine-auswahl/ 

INSM-Themenschwerpunkt „Einstieg in Arbeit“ 1: 

„Ordnungspolitische Sündenfälle“: 
Wolfgang Clement bei einem Termin 
der INSM
Berlin. – „Ordnungspolitische Sündenfälle der Großen Koalition –

Abschied vom Markt?“ Die INSM hatte dazu am 24. September pro-

minente Referenten zu einer Veranstaltung eingeladen, um öffentlich

dafür zu werben, dass erfolgreiche marktwirtschaftliche Reformen

in Deutschland nicht zurückgedreht, sondern weitergetrieben wer-

den. Mit den jüngsten Rentenbeschlüssen befasste sich der Profes-

sor Bernd Raffelhüschen. Er hält die „Rücknahme der modifizier-

ten Bruttolohnanpassung“ bei der Rente für einen „eklatanten Ver-

stoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz“. Denn die Renten stei-

gen damit stärker als die Arbeitnehmereinkommen. Professor Johann

Eekhoff, Direktor des Instituts für Wirtschaftspolitik an der Univer-

sität Köln, betrachtet den Gesundheitsfonds als weiteren „ordnungs-

politischen Sündenfall“ der Großen Koalition. Denn der „Fonds schaf-

fe weniger statt mehr Wettbewerb“ und führe nicht zu Kostensen-

kungen. Bundeskartellamts-Präsident Dr. Bernhard Heitzer kriti-

sierte den Mindestlohn in der Briefdienstleister-Branche. 

Der frühere Bundeswirtschaftsminister Wolfgang Clement schließ-

lich kritisierte in seinem Redebeitrag einen politischen „Roll Back“

der Großen Koalition und forderte eine Fortsetzung der Reformen.

Die Agenda 2010 könne nur ein Anfang gewesen sein. Hier Auszü-

ge aus der Rede von Wolfgang Clement:

„Wir stehen heute in Deutschland – nach einem zeitlich nur kurzen

Aufschwung – am Beginn eines Konjunkturabschwungs, von dem

noch niemand genau weiß, wie tief er reichen wird. In dieser Lage

spricht alles dafür, auf wirtschaftliches Wachstum zu setzen, also auf

eine wettbewerbsfähige und wachstumsstarke Wirtschaft.“

„Es ist bemerkenswert, zu welchen Verirrungen wir hier in Deutsch-

land in der politischen Diskussion immer wieder fähig sind. Es ist

vermutlich auch diese schiefe Diskussionslage, die die Große Koali-

tion dazu gebracht hat, zwar dem dringenden Konsolidierungsbedarf

der öffentlichen Haushalte, wenn auch mit Hilfe einer kräftigen Steu-

ererhöhung, Rechnung zu tragen, aber ansonsten reformpolitisch auf

eigentlich sämtliche erreichbaren Bremsen zu treten.“

Clements Forderungen an Bund und Länder: 

„Wir müssen weiter umsteuern und

– erstens, so weit und so schnell es irgend geht, unsere gesellschaftli-

che Aufmerksamkeit wie unsere finanziellen Möglichkeiten auf Bil-

dung, Qualifizierung und lebenslanges Lernen, auf Wissenschaft

und Forschung hin ausrichten – wir werden sonst im weltweiten

Wettbewerb um die besten Köpfe das Nachsehen haben,

– wir müssen zweitens eine Integrationspolitik entwickeln, die vor-

beugend und begleitend agiert statt immer nur wie ein nachsorgen-

der Reparaturbetrieb, der stets zu teuer ist und nie hinreichend er-

folgreich sein kann – wir werden sonst der sozialen und gesellschaft-

lichen Spreizung unseres Landes nicht Herr werden können,

– wir brauchen drittens eine Zuwanderungspolitik, die unser Land

nicht länger auch gegen qualifizierte Zuwanderer abschließt, son-

dern die es öffnet, etwa mit einem Punktesystem für Zuwanderer,

wie es in Kanada gilt – weil wir sonst die innovative Kompetenz,

die wir immer noch haben, nicht im global zureichenden Maß-

stab weiter entwickeln können.

02/08 WWW.INSM.DE

Der Großen Koalition ins Gewissen geredet: Wolfgang Clement als Redner beim
INSM-Termin. 

http://www.insm.de
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– Und wir müssen in Deutschland vor allem wieder schneller wer-

den: Wir brauchen raschere Entscheidungen, das heißt: weniger

Bürokratie, kürzere Genehmigungsverfahren, insgesamt nicht mehr,

sondern weniger Gesetze, Verordnungen und sonstige Regulie-

rungen.“

INSM-Themenschwerpunkt „Einstieg in Arbeit“ 2: 

Arbeitslosigkeit unter 3 Millionen: 
Ex-Arbeitsminister Clement feierte 
mit der INSM 

Berlin. – Aufsehen erregte am 6. Oktober eine Aktion der INSM in

der Bundeshauptstadt. Unter den Linden enthüllte der frühere Bun-

desarbeitsminister Wolfgang Clement ein Plakat, das auf die erreich-

ten Erfolge der von ihm angestoßenen Arbeitsmarktreformen hin-

wies. Ein Fassadenkletterer erklomm das an einer Hauswand aufge-

hängte Transparent, strich die

Zahl 3 durch und malte eine

„2“ darunter. So sollte öffent-

lichkeitswirksam dargestellt

werden, was eine Studie des

Instituts zur Zukunft der Ar-

beit (IZA) im Auftrag der

INSM prophezeit hatte: Erst-

mals seit 1992 sinkt die Zahl

der Arbeitslosen in Deutsch-

land unter 3 Millionen. Die-

se Prognose des IZA wurde

Ende Oktober übrigens durch

Daten der Bundesagentur für

Arbeit bestätigt.

Clement verwies bei dem INSM-Termin darauf, dass die Beschäfti-

gungserfolge ein Resultat konsequenter Reformen (Agenda 2010)

sind. Wie bereits im September bei einem INSM-Termin in Berlin

warnte der zwischenzeitlich aus der SPD ausgetretene Politiker davor,

vom Reformkurs abzuweichen: „Gerade dann zu bremsen, wenn

der Weg frei wird, macht keinen Sinn. Die Agenda-Politik muss

weiter- und nicht zurückgedreht werden.“ Dies sei vor dem Hinter-

grund einer weltweiten Konjunkturabkühlung wichtiger denn je.

Clements Reformerfolge bestätigte auch die IZA-Studie im Auftrag

der INSM: Vor allem auch Ältere schaffen heute wieder den Ein-

stieg in Arbeit. Seit 2003, dem Auftaktjahr der Hartz-Reformen, ist

der Beschäftigtenanteil unter den 55- bis 64-Jährigen von knapp 40

auf heute 52 Prozent gewachsen. In absoluten Zahlen betrachtet heißt

das: Mehr als eine Million Menschen haben wieder einen Job. Seit

2005, so IZA-Chef Professor Klaus F. Zimmermann beim Termin

mit Wolfgang Clement, „sind mehr als 1,5 Millionen sozialversi-

cherungspflichtige Jobs neu entstanden“.

INSM-Geschäftsführer Dieter

Rath forderte, dass die Politik

nun alles daran setzen müsse,

dass neue Einstiegschancen auch

für die nach wie vor große Pro-

blemgruppe der Langzeitarbeits-

losen in Deutschland geschaffen

werden.

Ende Oktober bestätigten offizielle Zahlen der Bundesagentur für Ar-

beit die INSM-Prognose. Laut Bundesagentur waren im Oktober

2,997 Millionen Menschen ohne Job, ein Minus von 84.000 im Ver-

gleich zum Vormonat. Die Arbeitslosenquote ging auf 7,2 Prozent

zurück. Vor einem Jahr hatte sie noch bei 8,2 Prozent gelegen. 

Hier finden Sie die zugrunde liegende IZA-Studie im Auftrag der

Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft zum Download. 

http://www.insm-tagebuch.de/wp-content/uploads/2008/10/gut-

achten-iza-6102008.pdf

INSM-Themenschwerpunkt „Einstieg in Arbeit“ 3:

Mindestlohn: Ökonom Blum contra, 
Grüne Thea Dückert „differenziert“ dafür
Berlin. – Unter der Moderation von Impulse-Chefredakteurin Dr.

Ursula Weidenfeld setzten sich am 29. September auf einem INSM-

Podium in Berlin die Politikerin Thea Dückert und Professor Ul-

rich Blum, Präsident des Instituts für Wirtschaftsforschung Hal-

02/08 WWW.INSM.DE

Die Plakataktion der INSM als Aufma-
cherfoto in den Nachrichtenmagazinen
SPIEGEL und Focus. 

Wolfgang Clement und der Fassadenklette-
rer beim INSM-Termin in Berlin.

Podium: Ulrich Blum und Thea Dückert mit Moderatorin Ursula Weidenfeld. 

http://www.insm.de
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le, auseinander. Ökonom Blum warnte vor den Folgen einer Lohn-

untergrenze von Staats wegen. „Im Gegenteil ist ein Abwandern ins-

besondere des Niedrigpreissegments ins Ausland zu erwarten und so-

mit der Verlust von Arbeitsplätzen.“ Keineswegs würden sich Min-

destlöhne durch steigenden Konsum im Inland selbst finanzieren,

wandte sich der Hallenser Professor gegen entsprechende Argumen-

te von Mindestlohnbefürwortern.

Die Grüne Thea Dückert forderte dagegen einen flexiblen gesetzli-

chen Mindestlohn. Ihr Argument; „Es ist nicht gerecht, wenn jemand

voll arbeitet und dennoch Hartz IV beantragen muss.“ Die Grü-

nen-Politikerin gab aber zu bedenken, dass „ein einheitlicher Min-

destlohn für alle“ nicht die beste Lösung sein müsse. Sie empfahl

die Einrichtung einer Mindestlohnkommission unter Einbeziehung

der Sozialpartner und der Wissenschaft, die regional- und branchen-

spezifische Empfehlungen erarbeitet.

Wissenschaftler Blum nahm das Podiumsgespräch zum Anlass, ein-

dringlich vor Mindestlöhnen zu warnen: „Wer an Wohlstand für

alle interessiert ist, soll die Hände von Mindestlöhnen lassen.“

Grundsätzliches zum Thema Mindestlohn finden Sie auf dem

INSM-Portal http://www.einstieginarbeit.de. 

Kommunale Gebühren 1: 

Entsorgungsmonitor enthüllt „nicht
nachvollziehbare Preisunterschiede“
bei der Müllabfuhr
Köln. – Entsorgungsmonitor – unter diesem Titel veröffentlichte

die INSM am 1. Oktober einen wissenschaftlichen Vergleich der Müll-

gebühren in Deutsch-

land. Das Ergebnis ver-

blüffte: Um bis zu 500

Euro unterschieden sich

die Entsorgungskosten

für die durchschnittliche

Müllmenge einer vier-

köpfigen Familie. Studi-

enleiter Dr. Karl Licht-

blau von der IW Con-

sult, die die Expertise im Auftrag der INSM erstellt hatte, bezeich-

nete die ermittelten Gebührenunterschiede für ein und dieselbe kom-

munale Dienstleistung als nicht nachvollziehbar. INSM-Geschäfts-

führer Max A. Höfer forderte, dass die Kommunen ihre Kalkulati-

onsgrundlagen offenlegen, denn Gewinne dürften sie mit der Müll-

entsorgung nach dem Kommunalabgabengesetz ja nicht machen. 

Über alle Servicearten und Abfuhr-Rhythmen hinweg ergab die

INSM-Studie folgendes Kostenranking: Die Abfallentsorgung ist

im wohlhabenden Wiesbaden bundesweit am preiswertesten. Die

Plätze 2 bis 5 dieses Indexes belegen die Städte Gelsenkirchen, Chem-

nitz, Potsdam und Magdeburg. Am teuersten kommt die Müllabfuhr

in Moers (Platz 96), Leverkusen (Platz 97), Aachen (Platz 98), Mön-

chengladbach (Platz 99) und Bergisch Gladbach (Platz 100).

Einen weiteren Trend der Studie griff die Deutsche Presseagentur

in ihrer Meldung auf. „Müllgebühren im Westen deutlich höher als

im Osten.“ Tatsächlich zahlen Bewohner von westdeutschen Städ-

ten im Schnitt über alle untersuchten Müllmengen (30-98 Liter pro

Woche) und Servicearten hinweg 300 Euro Müllgebühren pro Jahr.

In Ostdeutschland sind es durchschnittlich nur 253 Euro. Eine Ur-

sache dafür sind nach Einschätzung der durch die INSM beauftrag-

ten Ökonomen die im Osten tendenziell geringeren Arbeitskosten.

Mehr Informationen sowie alle Daten und Fakten finden Sie auf

der Webseite http://www.entsorgungsmonitor.de. 

Entsorgungsmonitor der INSM: 

Bundesweite Debatte um 
kommunale Müllkosten
Berlin/Köln. – Der bundesweite Müllgebührenvergleich der INSM

sorgte wochenlang bundesweit für Schlagzeilen.

Die Tageszeitungen WELT und Berliner Morgenpost zitierten am

24. Oktober Äußerungen des designierten Verbandspräsiden-
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Ein und dieselbe Dienstleistung, sehr unterschiedliche Preise: die Müllabfuhr. 

Auf dieser Webseite sind alle Ergebnisse des Ent-
sorgungsmonitors sekundenschnell zugänglich.
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ten der Entsorgungswirtschaft (BDE), Peter Kurth: Dieser hält die

Müllgebühren in Deutschland für zu hoch und wurde wie folgt zi-

tiert: „Die Kommunen belasten die Bürger unnötig.“ Der hauptbe-

rufliche Vorstand des Berliner Entsorgers Alba schätzt die Überbe-

lastung bundesweit auf einen niedrigen einstelligen Milliardenbetrag.

„Wir könnten viel mehr Recyclingstoffe aus dem Restmüll herausho-

len und vermarkten“, sagt Kurth. „Allerdings hätten die Kommu-

nen etwas dagegen – weil sie mit dem Inhalt der grauen Restmüllton-

ne ihre Verbrennungsanlagen auslasten“, hieß es in dem Artikel. 

Für das TV-Magazin Frontal 21 war der INSM-Müllgebührenver-

gleich Anstoß für eine vertiefende Recherche: „Müllverbrennungsan-

lagen machen offenbar Millionengewinne auf Kosten der Gebühren-

zahler. Mit Umsatzrenditen bis zu 40 Prozent sind viele Müllkraft-

werke wesentlich profitabler als andere Industriezweige“, so das Ma-

gazin. 

Hier eine Auswahl weiterer Resonanzen auf den Entsorgungsmoni-

tor der INSM:

BILD: „Ein 4-Personen-Haushalt in Mönchengladbach zahlt im

Schnitt 674 Euro/Jahr, in Gelsen-

kirchen nur 171 Euro.“

DIE WELT: „Besonders eklatant

sind die kommunalen Preisunter-

schiede bei wöchentlicher Abho-

lung im Teilservice. Die Spannwei-

te reicht von 171 Euro pro Jahr in

Gelsenkirchen bis 674 Euro in Mönchengladbach.“

Rheinische Post: „Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM)

hat erstmals die teils völlig unterschiedlich berechneten Müllgebüh-

ren deutscher Städte systematisch verglichen. … NRW-Kommunen

liegen auf den teuersten Plätzen: Bergisch Gladbach (Platz 100), Mön-

chengladbach (Platz 99), Aachen (Platz 98), Leverkusen (Platz 97)

und Moers (Platz 96) verlangen ihren Bürgern teils die vierfachen

Müllgebühren ostdeutscher Städte ab.“

Mehr zum Bericht des Magazins Frontal 21 finden Sie hier:

http://frontal21.zdf.de/ZDFde/inhalt/6/0,1872,7384998,00.html

Kommunale Gebühren 2:

INSM-Abwassergebührenvergleich 
belegt drastische Kostenunterschiede
von Ost nach West
Köln. – Die BILD-Zeitung hatte am 26. August den ersten Auf-

schlag in einer bundesweitem Debatte um enorme Kostenunterschie-

de bei den Entsorgungskosten für das Abwasser. „Das Wasser ist im

Osten bis zu 560 Euro teurer!“ schrieb das Blatt unter Berufung

auf den ersten wissenschaftlichen Vergleich der Abwasserkosten in

Deutschland. Diesen Abwassermonitor für die 100 größten Städte

der Bundesrepublik hatten Ökonomen der IW Consult im Auf-
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Für das TV-Magazin Frontal 21 war der Entsorgungsmonitor Anstoß für wei-
tergehende  Recherchen.

Medienresonanzen auf den Entsor-
gungsmonitor der INSM. 

Die zehn günstigsten Städte im INSM-Abwassermonitor: 

1 Karlsruhe € 226 

2 Augsburg € 245 

3 Freiburg (im Breisgau) € 283 

4 Erlangen € 287 

5 Heidelberg € 292 

6 Trier € 319 

7 Herne € 321 

8 Regensburg € 323 

9 Stuttgart € 324 

10 Ingolstadt € 324 

Die zehn teuersten Städte im INSM-Abwassermonitor: 

90 Krefeld € 671 

91 Berlin € 673 

92 Velbert € 679 

93 Saarbrücken € 681 

94 Neuss € 681 

95 Halle (Saale) € 703 

96 Cottbus € 728 

97 Mönchengladbach € 729 

98 Moers € 743 

99 Wuppertal € 759 

100 Potsdam € 786

http://www.insm.de
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trag der INSM erstellt. Sie kamen zu dem überraschenden Ergeb-

nis, dass die Gebühren um Faktor 3,5 (!) variieren. Die Gründe da-

für sind nach Ansicht der Experten trotz eingehender Analyse „nicht

nachvollziehbar“.

So kostet die durchschnittliche Abwassermenge einer vierköpfigen Fa-

milie im Einfamilienhaus in Karlsruhe 226 Euro und in Potsdam 786

Euro. Die Preise schwanken in Ost und West sehr stark, allerdings

gibt es im Osten zusätzliche Lasten zu schultern, weil dort vor dem

Hintergrund zu optimistischer Bevölkerungsprognosen überdimen-

sionierte Anlagen gebaut wurden und im Vergleich zum Westen im

Schnitt tendenziell höhere Gebühren anfallen.

INSM-Geschäftsführer Max A. Höfer forderte, dass die Kommu-

nen ihre Kalkulationsgrundlagen offenlegen, damit eine Debatte über

die ermittelten enormen Preisunterschiede geführt werden könne. „Es

handelt sich dabei letztlich um steuerähnliche Abgaben, denen sich

die Bürger nicht entziehen können“, begründete Höfer seine Forde-

rung. 

Sie finden die ausführlichen Gebührenprofile aller untersuchten

Städte und weitere Informationen auf der Webseite

http://www.insm-abwassermonitor.de. 

INSM-Abwassermonitor: 

Die bundesweite Debatte um Abwasser-
kosten und erste Konsequenzen
Köln/Potsdam/Neubrandenburg. – Bundesweit löste der erste bun-

desweite Vergleich der Abwasserkosten ein starkes Medienecho und

Debatten im politischen Raum über die Gebührenbelastung der Bür-

ger aus. Wie der Nordkurier am 22. September meldete, gibt es

auch erste politische Konsequenzen. Dem Bericht zufolge soll nach

einem Beschluss des Hauptausschusses der Abwasserpreis in Neubran-

denburg im neuen Jahr deutlich sinken. Die Gebühr pro Kubikme-

ter soll um 24 Cent von 2,74 Euro auf 2,50

Euro gesenkt werden. „Die Preissenkung bei

der Schmutzwasserentsorgung sei … vor al-

lem darauf zurückzuführen, dass 2006 und

2007 wie auch im laufenden Jahr relativ gro-

ße Einnahmeüberschüsse verzeichnet worden

sind“, schrieb das Blatt. Weiter heißt es in dem

Artikel: „Bislang liegt die Stadt Neubrandenburg bei den Abwasser-

preisen im ostdeutschen Durchschnitt, wie ein Vergleich der Initia-

tive Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) ergab.“ 

„Gefühlt hatte ich nie den Eindruck, dass wir besonders teuer sind“,

erklärte Peter Paffhausen, Chef der Potsdamer Stadtwerke, bei einer

Pressekonferenz. In Potsdam fallen laut INSM-Studie die höchsten

Abwasserkosten an. Dazu Paffhausen: „Die Abwasserstudie des In-

stituts der deutschen Wirtschaft sei zwar mathematisch korrekt, aber

zu undifferenziert“, beschrieben die Potsdamer Neuesten Nach-

richten die weitere Reaktion des Stadtwerke-Chefs. 

Laut dpa-Agenturberichten forderte der SPD-Fraktionsvorsitzende

in Potsdam, Mike Schubert, mehr Transparenz bei den Wasserprei-

sen: „Die Nebenkosten dürfen für die Bürger nicht ins Unermessli-

che steigen.“

Weitere Medienreaktionen:

Die Süddeutsche Zeitung hob durch ihren Titel „Ostdeutsche zah-

len mehr für Abwasser“ besonders das ermittelte Ost-West-Gefälle im

INSM-Abwassermonitor hervor: „Die Gebühren für Abwasser liegen

laut einer Studie im Osten deutlich höher als im Westen. Im bran-

denburgischen Potsdam müssten die Menschen mit 786 Euro im Jahr

dreieinhalb Mal so viel bezahlen wie in Karlsruhe mit 226 Euro.“

Auch DIE WELT setzt sich mit dem INSM-Abwassermonitor aus-

einander und schreibt: „Riesige Unterschiede bei den Wasserprei-
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Alle Ergebnisse des Abwassermonitors finden sich auf dieser Webseite. 

Der Nordkurier berichtete über
Konsequenzen aus dem Abwas-
sermonitor: Die Gebühren in
Neubrandenburg werden ge-
senkt.

Teures Abwasser: Auch zahlreiche weitere Medien griffen das Thema auf.
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sen – Vierköpfige Familie zahlt in Potsdam jährlich 500 Euro mehr

als in Süddeutschland – Neue Bundesländer im Nachteil.“

Der Berliner Tagesspiegel thematisierte in Zusammenhang mit der

INSM-Studie eine Berliner Debatte um die Abwasserkosten. So hät-

ten die Versorger beispielsweise bei Abschreibungszeiten und -zin-

sen für ihre Anlagen durchaus Spielräume zugunsten der Kunden.

Die Berliner FDP-Fraktion habe „das Land aufgefordert, auf seinen

eigenen Gewinnanteil aus den Berliner Wasserbetrieben (BWB) zu

verzichten und die Rendite für die privaten Gesellschafter – die Kon-

zerne RWE und Veolia halten jeweils ein Viertel – anders zu berech-

nen, um die Ausschüttungen in zweistelliger Millionenhöhe zu re-

duzieren“. Das Blatt zitierte auch INSM-Projektleiter Carsten Seim:

„Die Gebührenkalkulation muss öffentlich diskutiert werden, zu-

mal es sich ja um steuerähnliche Abgaben handelt, denen man kaum

entgehen kann.“ 

„Hannoveraner zahlen mehr als doppelt so hohe Abwassergebühren

wie die Einwohner von Karlsruhe“, schrieb die Hannoversche Allge-

meine Zeitung und wies gleichzeitig auf ein Dilemma hin: „Die INSM

kritisiert, dass Bürger wenig Möglichkeiten haben, auf ihre Gebüh-

ren Einfluss zu nehmen. Sparen sie Frischwasser oder lassen ihr Regen-

wasser auf dem Grundstück ökologisch versickern, steigen mittelfris-

tig die Gebühren, weil die teuren Fixkosten für den Unterhalt der

Kanalisation und der Kläranlagen trotzdem bestehen bleiben.“ 

Die Neue Westfälische inspirierte der Abwassermonitor zur Schlag-

zeile: „Der vergoldete Tropfen – großes Gefälle bei Wasserpreisen /

Ostwestfalen insgesamt durchschnittlich“. Zu den Trends der Ex-

pertise schrieb die Neue Westfälische: „Tendenziell zeigt sich, dass ge-

ringer verschuldete Kommunen niedrigere Abwassergebühren erhe-

ben, sagt Carsten Seim, Leiter des Monitors. Er gibt zu bedenken,

dass die Studie nur die Kosten für Abwasser, nicht für Frischwasser

berücksichtige.“

Mehr Presseresonanzen auf den INSM-Abwassermonitor finden Sie

unter anderem hier: http://www.insm-tagebuch.de/index.php?s=Ab-

wassermonitor 

INSM-Studie über Subventionen:

Staatsgeschenke streichen, 
Haushalt sanieren und Soli streichen
Köln/Düsseldorf/Kiel. – Vorab berichtete das Handelsblatt am 15.

September über eine Studie des Kieler Instituts für Weltwirtschaft im

Auftrag der INSM. Die Exper-

tise weist nach: Wenn der Bund

konsequent direkte Finanzhil-

fen streichen würde, könnte er

mittelfristig den Solidaritätszu-

schlag streichen, ohne das Ziel

einer Sanierung der Staatsfinan-

zen in Gefahr zu bringen. Di-

rekte Finanzhilfen sind beispielsweise Subventionen für das Brannt-

weinmonopol, für Landwirtschaft, Bergbau und regionalpolitische

Maßnahmen. 

Das Handelsblatt zitierte dazu INSM-Geschäftsführer Max A. Hö-

fer: „In den USA stellen die Behörden Steuerschecks aus, in Deutsch-

land nimmt der Staat immer mehr ein, weil er an höheren Löhnen

und Gehältern mitverdient. … Es wäre nur gerecht, diese klamm-

heimliche Steuererhöhung (also den Solizuschlag) den Bürgern zu-

rückzuzahlen.“ 

IfW-Studienleiter Dr. Alfred Boss warnte: Wenn der Bund die Sub-

ventionen nicht zurückführt, werde „das Ziel der Bundesregierung,

2011 keine neuen Schulden aufnehmen zu müssen“, wahrschein-

lich „nicht zu halten“ sein. Laut Boss werde der Bundeshaushalt

entgegen den Ankündigungen von Bundeskanzlerin Merkel und Bun-

desfinanzminister Peer Steinbrück im Jahr 2011 noch ein Loch von

drei Milliarden Euro ausweisen. Einen Haushalt ohne Aufnahme neu-

er Schulden werde es erst 2012 geben.

Mehr zu dieser Studie:

http://www.presseportal.de/pm/39474/1265066/initiative_neue_

soziale_marktwirtschaft_insm

INSM-WiWo-Merkelmeter: 

Hüther sieht „Versetzung“ der 
Großen Koalition „gefährdet“ 
Köln/Berlin. – Reform-Stillstand und verfehlte Ziele – das war ein

Jahr vor der nächsten Bundestagswahl das Fazit einer wissenschaftli-

chen Analyse der Regierungspolitik in Berlin. So lassen sich die Er-

gebnisse des am 7. September vorgestellten „Merkelmeters“ zusam-

menfassen. Der INSM-Berater und IW-Direktor Professor Michael

Hüther fasste die Ergebnisse des zehnten Updates dieser Dauerstu-

die wie folgt zusammen: „Die Koalition hat seit Jahresanfang den

Rückwärtsgang eingelegt und damit bedauerlicherweise ihren be-

reits im Sommer eingeleiteten Roll Back fortgesetzt. Und das mit-
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Auch das Handelsblatt beschäftigte sich
mit den Ergebnissen der Subventions-
studie.
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ten in einer sehr sensiblen weltwirtschaftlichen Phase, in der wir

Abschied von robusten Wachstumsraten nehmen müssen. Damit setzt

die Koalition durchaus achtbare Erfolge aus ihrer ersten Halbzeit aufs

Spiel.“ 

Als politische Eigentore bezeichnete Hüther die Mindestlohnpläne

der Bundesregierung und die „schwarz-rote Renten-Willkür“ hier ins-

besondere die außerplanmäßige Rentenerhöhung im Sommer. „Mer-

kels erklärtes Ziel, die Sozialversicherungsbeiträge auf unter 40 Pro-

zent zu senken, rückt mit dieser Entscheidung in noch weitere Fer-

ne“, erklärte der Ökonom zur Vorstellung des Merkelmeters und

zog folgendes Fazit nach drei schwarz-roten Regierungsjahren: 

„Drei große Ziele hatte sich die Bundesregierung zum Antritt im

Herbst 2005 gesetzt: Sie wollte die Lohnzusatzkosten senken – das

wird sehr wahrscheinlich nicht gelingen! Sie wollte den Haushalt kon-

solidieren – hier liegt sie ganz gut im Rennen. Sie wollte das Land

schließlich von bürokratischen Fesseln befreien. Mit dem Normen-

kontrollrat ist sie auf dem Papier ambitioniert gestartet, doch auch

gut zwei Jahre danach gibt es nicht einmal einen verbindlichen Plan

zum umfassenden Bürokratieabbau.“ Bei zwei von drei Zielen ist nach

Auffassung des Professors „allenfalls ein Mangelhaft zu vergeben,

bei einem Ziel vielleicht ein Befriedigend“. Hüther kommt zur Ge-

samtnote: „Nicht immer ausreichend – Versetzung gefährdet.“

INSM-Geschäftsführer Max A. Höfer forderte die Bundesregierung

auf, „im Endspurt ein Jahr vor der Bundestagswahl den Rückwärts-

gang herauszunehmen“: Deutschland brauche jetzt „eine Agenda

2020, und die Große Koalition hat eigentlich alle Mehrheiten, die sie

dafür braucht“.

Kommentar der WirtschaftsWoche zum Merkelmeter: „Wie gemäch-

lich die große Koalition den Reformstau abarbeitet, zeigt schon der

Blick auf den Kalender. Das letzte Merkelmeter vor der aktuellen

Analyse veröffentlichte die Wirt-

schaftsWoche am 10. Dezember

2007. Doch nicht wir sind

schuld an der langen Pause! …

Das Kölner Institut der deut-

schen Wirtschaft (IW) bewer-

tet im Auftrag der Wirtschafts-

Woche und der Initiative Neue

Soziale Marktwirtschaft (INSM)

wesentliche Reformschritte der

großen Koalition immer dann,

wenn sie erfolgen. Im Umkehr-

schluss: Gibt es keine Reformen,

gibt es auch nichts zu bewerten.“

Wissenschaftler des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW) ana-

lysieren seit der Bundestagswahl 2005 fortlaufend die Politik der Gro-

ßen Koalition auf ihre ökonomisch erwartbare Wachstums- und Be-

schäftigungswirkung. Auftraggeber dieser Studie sind die INSM

und die WirtschaftsWoche. Den wissenschaftlichen Endbericht zur

Politik-Analyse finden Sie auf der Webseite des INSM-WiWo-Mer-

kelmeters: http://www.insm-merkelmeter.de. 

INSM im Internet:

Neuer Ökonomen-Blog – die Stimme 
der ökonomischen Vernunft
Köln. – Seit Ende Oktober ist das neue Ökonomen-Blog der INSM

live geschaltet. Als „Stimme der ökonomischen Vernunft“ schreiben

darin prominente Autoren aus Wissenschaft und Unternehmen über

aktuelle Themen. Autoren sind unter anderem Professor Andreas Frey-

tag, Professor für Wirtschaftspolitik an der Friedrich-Schiller-Uni-

02/08 WWW.INSM.DE

Artikel aus der WirtschaftsWoche über
das Merkelmeter.

Auf dieser Webseite artikulieren sich ab sofort Experten als „Stimme der ökono-
mischen Vernunft“. 

Alle Infos online: das INSM-Merkelmeter – die wissenschaftliche Politik-Ana-
lyse der INSM.
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versität Jena, Dr. Oliver Knipping, Vorstandsvorsitzender des „Insti-

tuts für Unternehmerische Freiheit“ in Berlin, Professor Bernd Raf-

felhüschen, Direktor des Forschungszentrums Generationenverträ-

ge an der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, Frank Schäffler, Mit-

glied des Deutschen Bundestages und Finanzexperte der FDP-Bun-

destagsfraktion, Professor Joachim Weimann, Professor für Volkswirt-

schaftslehre und Wirtschaftspolitik an der Otto-von-Guericke-Uni-

versität Magdeburg, die Unternehmerin Dominique Döttling, INSM-

Geschäftsführer Max A. Höfer und Projektleiter Marco Mendorf.

Auch die aktuelle Bankenkrise wird im INSM-Ökonomen-Blog – na-

türlich – thematisiert. Gefragt wird hier, was wir daraus lernen. Oder

auch, ob die internationalen Finanzmärkte nun mehr oder weniger

Regeln brauchen und ob die Soziale Marktwirtschaft vor dem Hin-

tergrund der aktuellen Verwerfungen noch ein zeitgemäßes Modell

ist. Professor Thomas Straubhaar vom Hamburger Weltwirtschafts-

institut meint zum Beispiel: „Wer glaubt, der Staat brauche nur ge-

nügend Kompetenzen, dann ließen sich Krisen verhindern, unterliegt

einer Regulierungsillusion.“

Internet: http://www.insm-oekonomenblog.de/

INSM-Wettbewerb: 

„Enterprize“ – junge Medienmacher 
entdecken Unternehmen
Köln. – Gemeinsam mit dem Jugendmedienzentrum Deutschland

e.V. hat die INSM einen Wettbewerb „Enterprize – Unternehmen

entdecken“ ausgelobt. Junge Me-

dienmacher aus Zeitungs- und Schü-

lerzeitungsredaktionen sind aufgeru-

fen, interessante Unternehmen zu

porträtieren. Es sollte in diesen Por-

träts um Fragen gehen wie: Was

treibt die Unternehmer an, welche

Chancen sehen sie in ihrer Zukunft

und welche Rahmenbedingungen

schaden den Unternehmen eventu-

ell?

Eingereichte Beiträge werden einer

Jury vorlegt, die sich wie folgt zusam-

mensetzt: Dr. Ursula Weidenfeld,

Chefredakteurin des Magazins „im-

pulse“, Ralf-Dieter Brunowsky, Vor-

sitzender der Kölner Journalistenschule für Politik und Wirtschaft,

Max A. Höfer, Geschäftsführer der INSM, Christian Kolb, Vorsit-

zender Jugendmedienzentrum Deutschland e.V., Klaus Methfessel,

Leiter der Holtzbrinck-Journalistenschule, Thomas Mickeleit, Direk-

tor Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Microsoft Deutschland.

Attraktive Preise sind zu gewinnen, zum Beispiel ein Amilo Pa 1510-

Notebook von Fujitsu-Siemens und ein vierwöchiges Praktikum in

der Redaktion des Magazins „impulse“ in Köln. Alles Weitere ist

den Unterlagen zur Teilnahme zu entnehmen, die INSM-Tagebuch

hier zum Download anbietet.

Einsendungen gehen an Jan Loleit, Tel.: 0221 4981405,

loleit@insm.de. Einsendeschluss ist der 31. März 2009 (Datum des

Poststempels).

Den Flyer zum Wettbewerb finden Sie im Internet: 

http://www.insm.de/Downloads/PDF__Dateien/Flyer_30_10_

INSM.pdf 

INSM-Debatte: 

Was ist Armut? Höfer im Clinch mit dem
SPD-Linken Ottmar Schreiner
Berlin. – In einem

Punkt waren sich die

Kontrahenten Max A.

Höfer, Geschäftsführer

der INSM, und SPD-

Bundestagsmitglied

Ottmar Schreiner auf

der Podiumsveranstal-

tung am 19. Oktober

in Berlin-Marzahn ei-

nig: Wer die Armut bekämpfen will, muss vor allem in Bildung in-

vestieren. Bei den anderen Themen lagen Höfer und Schreiner, die

von der Stiftung Sozialpädagogisches Institut Berlin zu einem Streit-

gespräch eingeladen worden waren, auseinander. Schreiner forderte

einen gesetzlichen Mindestlohn und eine stärkere steuerliche Belas-

tung von Besserverdienenden. Max A. Höfer stellte dagegen heraus,

dass Armut vor allem jene trifft, die keinen Job haben. Deshalb sei

es am sozialsten, wenn wir alles tun, um den Einstieg in Arbeit zu ver-

bessern. Mindestlöhne werden aber Jobs kosten, den Armen hilft man

mit Mindestlöhnen nicht. Moderiert wurde das Streitgespräch von

Sven Kohlmeier, SPD-Abgeordneter im Abgeordnetenhaus von 

Berlin.
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Enterprize: Der Wettbewerb soll
Lust darauf machen, etwas zu un-
ternehmen. 

In Berlin-Marzahn trafen sich INSM-Geschäfts-
führer Max A. Höfer und der SPD-Linke Ott-
mar Schreiner zum Disput.
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Werbung für marktwirtschaftliche Reformen:

Anzeigen der Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft
Im zweiten Halbjahr 2008 setzte die Initiative Neue Soziale Markt-

wirtschaft ihre Anzeigenserie mit Zitaten von Ludwig Erhard fort.

Der „Vater“ der Sozialen Marktwirtschaft wird damit jeweils bezogen

auf aktuelle Themen in Szene ge-

setzt, seine klare ordnungspoli-

tische Haltung in die Jetztzeit ge-

tragen. 

Im September schaltete die INSM diese Anzeige bundesweit in Zei-

tungen. In Zusammenhang mit dem Erscheinen des „Armutsbe-

richtes“ der Bundesregierung wurde darauf

hingewiesen, dass nur 4 Prozent aller Men-

schen mit einer Beschäftigung als „arm“ gel-

ten, gegenüber 42 Prozent unter den Arbeits-

losen. Deshalb müsse es zuallererst darum

gehen, Menschen den Einstieg in Arbeit zu

ermöglichen, weil dies die beste Waffe gegen

Armut sei. 

Im Oktober war die INSM in bundesdeut-

schen Zeitungen mit diesem Anzeigenmo-

tiv präsent: Die Anzeige feierte die Tatsache,

dass die Zahl der Arbeitslosen in Deutsch-

land erstmals seit langer Zeit wieder unter

3 Millionen gesunken ist und dass rund 1,5

Millionen neue sozialversicherungspflichti-

ge Jobs geschaffen wurden. Die Politik müs-

se nun gerade in Zeiten des konjunkturellen Abschwungs weiter da-

ran arbeiten, dass Bildung und die Chancen auf einen Einstieg in

Arbeit weiter verbessert werden. 
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Initiative Express – künftig elektronisch!
Liebe Leserinnen und Leser, 

viele von Ihnen haben den Newsletter und andere Publikationen der INSM bisher auf dem Postweg in gedruckter Form erhalten. Um Sie

künftig noch schneller und auch in höherer Frequenz als bisher mit den aktuellsten Nachrichten unseres Reformnetzwerks versorgen zu kön-

nen, werden wir diesen Initiative Express auf einen elektronischen Vertriebsweg umstellen. Sie bekommen diese Publikation somit als PDF

per E-Mail. Der Weg dahin ist ganz einfach! Senden Sie uns dieses Formular ausgefüllt per Fax oder per Mail. 

Faxkontakt 0221/49 81 406 Mailkontakt: info@insm.de
Sie können den elektronischen Newsletter auch online bestellen. Und zwar unter dem Link:
www.insm.de/Express

Initiative zeigen für Reformen – die INSM im Internet

www.insm.de · www.insm.com · www.somawi-ist-toll.de · www.einstieg-in-arbeit.de · www.insm-gesundheit.de · www.unicheck.de

www.vision-d.de · www.wassollwerden.de · www.wirtschaftundschule.de · www.bundeslaenderranking.de · www.insm-bildungsmonitor.de 

www.insm-fahrtkostenranking.de · www.insm-lexikon.de · www.insm-regionalranking.de · www.insm-suche.de · www.insm-tagebuch.de

www.erhard-schreibt-wieder.de · www.insm-kindergartenmonitor.de · www.insm-wiwo-staedteranking.de · www.insm-merkelmeter.de

www.parken.insm-regionalranking.de · www.hanstietmeyer.de · www.wahre-superstars.de · www.insm-gruenderranking.de · www.insm-

gesetzescheck.de · www.deutschland-zum-selbermachen.de · www.globalisierung.insm.de · www.insm-oekonomenblog.de

http://www.insm.de


Bitte ausfüllen und unterschrieben zurück an:

Förderverein
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V.
Gustav-Heinemann-Ufer 84-88

50968 Köln

Antrag auf Mitgliedschaft im Förderverein Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V.
Hiermit beantrage ich die Mitgliedschaft im Förderverein Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V. als

a) natürliche Person:

(Titel), Name, Vorname

Geburtsdatum Beruf

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Telefon Fax

E-Mail

Die Satzung des Fördervereins Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V. habe ich zur Kenntnis genommen und erkenne sie an.

Der Mitgliedsbeitrag in Höhe von                              Euro wird überwiesen/soll abgebucht werden.

Ich bin/wir sind damit einverstanden, dass die personenbezogenen Daten zum Zwecke der Gewährleistung der Vereinsarbeit vom Vorstand

erhoben werden.

Ort, Datum

b) juristische Person:

Anschrift der Firma (Anstalt, Körperschaft u.a.)

Vertreten durch (Titel), Name, Vorname

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Telefon Fax

E-Mail

Unterschrift

Bitte wenden 



Höhe der Mitgliedsbeiträge:
Der Mitgliedsbeitrag im Förderverein Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V. beträgt derzeit für

a) Privatpersonen/juristische Personen: 72,00 Euro pro Jahr

b) ermäßigte Privatpersonen*: 36,00 Euro pro Jahr

Es besteht die Möglichkeit, den Förderverein Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V. über den Mindestbeitrag hinaus zu unterstützen.

Bitte informieren Sie uns über den einzuziehenden Gesamtbetrag.

Die Mitgliedsbeiträge sind Jahresbeiträge und bis zum 31. März eines jeden Jahres an den Förderverein zu entrichten.

*Auf Antrag an den Vorstand wird für Schülerinnen und Schüler, Studentinnen und Studenten, Auszubildende, Zivildienst- und Wehr-

dienstleistende der Mitgliedsbeitrag ermäßigt.

Bankverbindung:
Deutsche Bank AG, Köln

BLZ 370 700 60

Konto-Nr.: 666 666 3

Wir sind eine verhältnismäßig kleine Institution mit begrenzten Ressourcen. Deshalb müssen wir die Verwaltung des Fördervereins so zeit-

sparend wie möglich organisieren. Somit wären wir Ihnen dankbar, wenn Sie uns gestatten, Ihren jährlichen Mitgliedsbeitrag per Bankein-

zug abzubuchen.

Förderverein Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V.
Einzugsermächtigung:

Hiermit ermächtige ich den Förderverein Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft e.V. widerruflich, meinen Mitgliedsbeitrag bei Fälligkeit zu

Lasten meines Kontos mittels Lastschrift einzuziehen.

Wenn mein Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens des kontoführenden Geldinstituts keine Verpflichtung zur 

Einlösung.

Ort, Datum Unterschrift

Beitrag (jährlich)

(Titel) Name, Vorname

Geburtsdatum

Beruf

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Telefon

Fax

E-Mail

Geldinstitut

Bankleitzahl

Konto-Nr.


